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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Gerlach (Obernau), Berger, Biechele, Entrup, Ey, 
Freiherr von Fircks, Gerster (Mainz), Handlos, Dr. Miltner und der Fraktion 
der CDU/CSU 


betr. Vernachiässigung der Ziviiverteidigung 


Entgegen dem Weißbuch zur ziviien Verteidigung der Bundes- 
republik Deutschland vom 12. April 1972 erscheint dieser für 
den Bürger lebenswichtige Komplex einer unverständlichen 
Vernachlässigung durch die Bundesregierung zu unterliegen, da 
unzureichende Beihilfen und Maßnahmen des Bundes auch hier 
immer größere Einschränkungen zur Folge haben. 

Dies wirkt sich vor allem in folgenden Bereichen aus: 

1 . Schutzraumbau und -erhaltung, 

2. Einsatzbereitschaft von Hilfskrankenhäusern, 

3. Unanwendbarkeit der sog. Sicherstellungsgesetze durch 
fehlende rechtliche Ausgestaltung, 

4. ungenügende Erweiterung des Katastrophenschutzes und 

5. Auflösung von Selbstschutzzügen. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung nach wie vor der Auffassung, daß 
der Bau von privaten und - in Gebieten mit hoher Verkehrs- 
dichte - von öffentlichen Schutzräumen als optimaler Schutz 
für die Bevölkerung unerläßlich ist, wie es in Nr. 16.8 des 
Weißbuches zur zivilen Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland vom 12. April 1972 zum Ausdruck kommt? 

2. Ist die Bundesregierung, dem Weißbuch zufolge, weiterhin 
entschlossen, in den nächsten 10 Jahren in möglichst vielen 
unterirdischen Verkehrsanlagen Schutzräume als Mehr- 
zweckanlagen zu errichten, und was wird unternommen, um 
der großen Resonanz, die das Mehrzweckbauprogramm bei 
den Städten gefunden hat, zu entsprechen? 

3. Steht die Bundesregierung noch zu der von Herrn Staats- 
sekretär Hartkopf (Bundesministerium des Innern) in der 
169. Sitzung des Bundestages vom 3. Februar 1972 abge- 
gebenen Erklärung, daß die in der Zeit des Zweiten Welt- 
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krieges errichteten öffentlichen Schutzräume weiter zu er- 
halten seien und daß eine Gesamtregelung durch den bis- 
her noch nicht in Kraft getretenen § 15 des Schutzbaugeset- 
zes erfolgen müsse? 

4. Im Weißbuch zur zivilen Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland 1972 hat die Bundesregierung in Abschnitt 
Nr. 8. 2. 8.4. erklärt, daß die baulich vorbereiteten Hilfskran- 
kenhäuser im Falle größerer Katastrophen, bei denen die 
Kapazität der bestehenden Krankenanstalten nicht ausreicht, 
im Einvernehmen mit den Eigentümern vorübergehend in 
Anspruch genommen werden können. Ist der Bundesregie- 
rung bekannt, daß die personellen Voraussetzungen für eine 
Inbetriebnahme dieser Hilfskrankenhäuser in Notfällen bis 
heute nicht gegeben sind? Was beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu unternehmen, um die Einsatzmöglichkeit dieser 
mit wertvollstem Material ausgestatteten Hilfskrankenhäu- 
ser sicherzustellen? 

5. Die sogenannten Sicherstellungsgesetze sind im Jahre 1965 
bzw. 1968 beschlossen worden und in Kraft getreten; die zu 
ihrem Vollzug erforderlichen Rechtsvorschriften fehlen bis 
heute. Wann beabsichtigt die Bundesregierung von ihren 
gesetzlichen Ermächtigungen Gebrauch zu machen und die 
für vorbereitende Maßnahmen der Verwaltungsbehörden 
und für eine Anwendbarkeit der Gesetze in Krisensituatio- 
nen erforderlichen Rechtsverordnungen und Verwaltungs- 
vorschriften zu erlassen? 

6. Welchen Inhalt hat das in der Antwort des Bundesministers 
des Innern auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ger- 
lach usw. vom 11. Juli 1973 (ZV 1-710 000/38) erwähnte, auf 
zehn Jahre ausgerichtete Sach- und Finanzierungsprogramm 
für den Katastrophenschutz, insbesondere welche Mittel sind 
darin im einzelnen und verteilt auf die einzelnen Jahre vor- 
gesehen zur 

a) Ersatzbeschaffung für auszusondernde Ausstattung, 

b) Komplettierung der Ausstattung bestehender Einheiten 
und Einrichtungen, 

c) Ausstattung neuer Einheiten und Einrichtungen und 

d) Errichtung von Unterkünften für die Helfer. 

Hält die Bundesregierung das Programm für ausreichend, 
um die im Gesetz über die Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes und in den allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
festgelegten Ziele zu erreichen? 

7. Was veranlaßt den Bundesminister des Innern, sämtliche 
Selbstschutzzüge aufzulösen und den größten Teil der Aus- 
rüstung an die Deutsche Bundesbahn zu übergeben, obwohl 
ihm bekannt ist, daß es genügend Landkreise und kreisfreie 
Städte gibt, die daran interessiert sind, die Selbstschutzzüge 
als Regieeinheiten in ihren Katastrophenschutz aufzuneh- 
men? 
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8. Hält die Bundesregierung dieses Vorgehen für vereinbar mit 
§ 13 Abs. 1 des Gesetzes über die Erweiterung des Kata- 
strophenschutzes vom 9. Juli 1968 (BGBl. I S. 776)? 


Bonn, den 14. Februar 1974 


Gerlach (Obernau) 

Berger 

Biechele 

Entrup 

Ey 

Freiherr von Fircks 
Gerster (Mainz) 

Handlos 
Dr. Miltner 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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